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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Urheberrecht

Zu Beginn des Berichtjahres wurde europaweit gegen das Urheberrechtsabkommen
Acta (Anti-Counterfeiting Trade Agreement) demonstriert. Das Acta-Abkommen wurde
von 38 Industriestaaten - darunter auch die Schweiz - ausgehandelt und hat zum Ziel,
das Urheberrecht auf nationaler Ebene besser durchzusetzen. Damit tragt das
Abkommen den Interessen der Musik- und Filmindustrie Rechnung, welche die illegalen
Downloads bekampfen will. Gegen das Abkommen mobilisierten vor allem die
Piratenparteien, das Hackerkollektiv Anonymous und verschiedene
Menschenrechtsorganisationen, welche die Meinungsfreiheit durch das Abkommen
gefahrdet sahen. In einer Mitteilung forderte die Aussenpolitische Kommission des
Nationalrates den Bundesrat auf, mit der Unterzeichnung des Abkommens zu warten,
bis der EUGH einen Grundsatzentscheid getroffen habe. '

Bereits wéhrend der Verhandlungen zur Urheberrechtsrevision waren immer wieder
Stimmen aus dem Kunst- und Kulturbereich zu vernehmen, die mit einem Referendum
liebdugelten. Nach der offiziellen Verabschiedung der Gesetzesvorlage war es dann
aber die Piratenpartei Schweiz, die Nagel mit Képfen machen wollte. Fernab jeglicher
medialer Présenz lancierte diese noch im Vorfeld der Wahlen im Oktober 2019 das
Referendum und zeigte sich in ihrer Mitte November publizierten Medienmitteilung
sehr zuversichtlich, da trotz der geringen Offentlichen Streuung bereits zahlreiche
Parteien und Organisationen wie die jungen Grinen, die Juso oder der Chaos
Computer Club sowie Burgerinnen und Blrger ihre Unterstitzung zugesichert hatten
und auch taglich neue Unterschriften eintrafen. Das Referendumskomitee sehe zwar
einen Reformbedarf hinsichtlich des Urheberrechts, erlauterte der Co-Prasident der
Piraten Jorgo Ananiadis (BE, piraten), die aktuelle Vorlage sei allerdings «ein einziger
Dienst an den grossen Film- und Musikkonzernen», wie der Berner von der Aargauer
Zeitung zitiert wurde. Die in dieser Form verabschiedete Vorlage fuhre lediglich zu
einer massiven Kostensteigerung und lasse aufgrund des verstarkten Lichtbildschutzes
eine regelrechte Klagewelle erwarten. So gesehen betreibe man gegenuber den
Blrgerinnen und Blrgern, den Konsumierenden und den Kreativen eher ein «Urheber-
Unrecht». Aus diesem Grund habe man auch die Referendums-Website «urheber-
unrecht.ch» aufgeschaltet, wo alle referendumsrelevanten Informationen zuganglich
seien.

Rund eine Woche vor Ablauf der Referendumsfrist am 16. Januar 2020 stellte sich dann
aber Ernlchterung ein: Man wurde die bendtigten 50'000 Unterschriften wohl kaum
zusammenbekommen. Bereits am 13. Januar verkiindete der Tages-Anzeiger, dass das
Referendum nicht zustande gekommen sei, was schliesslich am 17. Januar vom Komitee
selbst auch Uber die offizielle Referendums-Website mit grosser Enttéduschung
bestatigt wurde. Den Umstand, dass lediglich etwas uUber 10'000 Unterschriften
gesammelt werden konnten, begrindete das Komitee mit den eingeschrankten
Ressourcen der netzpolitisch engagierten Blrgerinnen und Biirger: Da viele Beteiligte
sich im gleichen Zeitraum auch fur andere Referenden und Initiativen eingesetzt
hatten, hatten die Kapazitaten im Rahmen des URG-Referendums gefehlt, was den
Verantwortlichen wiederum gezeigt habe, dass man noch nicht soweit sei, mehrere
Kampagnen parallel zu stemmen.

Die Vertretungen des Dachverbandes der Urheber- und Nachbarrechtsnutzer (DUN)
und der Vereinigung Musikschaffende Schweiz (SONART) sahen das Scheitern hingegen
als eine positive Entwicklung an. Die SONART empfand die Argumentation der
Referendumsfiuhrenden als effektiv Ubertrieben oder schlichtweg falsch, wahrend der
DUN sich erfreut zeigte, dass der langjahrige Prozess nun endlich seinen Abschluss
finden kdnne und dazu beitrage, dass die Schweiz kiinftig nicht mehr auf dem «Special
301 Report» der USA erscheine.

Somit wird die Inkraftsetzung des revidierten Urheberrechtsgesetzes voraussichtlich im
Frihjahr 2020 erfolgen. ?

1 NZZ,15.2. und 21.3.12; AZ, 15.2.12; WoZ, 1.3.12; NLZ, 10.3.12.
2) Medienmitteilung DUN-Online vom 20.1.20; Medienmitteilung Piratenpartei Schweiz vom 15.11.19; Medienmitteilung
SONART-Online vom 15.1.20; NZZ-Online 15.11.19; SGT-Online 15.11.19; AZ, 15.11., 31.12.19; CdT, TA, 13.1.20
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